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B9-0130/2024

Entschließung des Europäischen Parlaments zu Russland-Gate und der mutmaßlichen 
Einmischung Russlands in die demokratischen Prozesse der Europäischen Union
(2024/2548(RSP))

Das Europäische Parlament,

– unter Hinweis auf die drei Berichte des Sonderausschusses zu Einflussnahme aus dem 
Ausland auf alle demokratischen Prozesse in der Europäischen Union, einschließlich 
Desinformation, und zur Stärkung der Integrität, Transparenz und Rechenschaftspflicht 
im Europäischen Parlament (INGE und ING2),

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 23. November 2016 zu dem Thema 
„Strategische Kommunikation der EU, um gegen sie gerichteter Propaganda von 
Drittländern entgegenzuwirken“1,

– unter Hinweis auf seine Empfehlung vom 13. März 2019 an den Rat und die 
Vizepräsidentin der Kommission und Hohe Vertreterin der Union für Außen- und 
Sicherheitspolitik zu der Bestandsaufnahme der Folgemaßnahmen, die zwei Jahre nach 
dem Bericht des EP über das Thema „Strategische Kommunikation der EU, um gegen 
sie gerichteter Propaganda von Dritten entgegenzuwirken“ durch den EAD ergriffen 
wurden2,

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 19. September 2019 zur Bedeutung des 
europäischen Geschichtsbewusstseins für die Zukunft Europas3,

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 28. November 2019 zu aktuellen 
Maßnahmen der Russischen Föderation gegen litauische Richter, Staatsanwälte und 
Ermittler, die an der Untersuchung der tragischen Ereignisse vom 13. Januar 1991 in 
Vilnius beteiligt waren4,

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 23. November 2022 zur Einstufung der 
Russischen Föderation als dem Terrorismus Vorschub leistender Staat5,

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 17. Januar 2024 zu europäischem 
Geschichtsbewusstsein6,

– unter Hinweis auf den „Strategischen Kompass für Sicherheit und Verteidigung – Für 
eine Europäische Union, die ihre Bürgerinnen und Bürger, Werte und Interessen schützt 
und zu Weltfrieden und internationaler Sicherheit beiträgt“, der am 21. März 2022 vom 
Rat gebilligt und am 24. März 2022 vom Europäischen Rat bestätigt wurde,

– unter Hinweis auf die Mitteilung der Kommission vom 3. Dezember 2020 mit dem Titel 

1 ABl. C 224 vom 27.6.2018, S. 58.
2 ABl. C 23 vom 21.1.2021, S. 152.
3 ABl. C 171 vom 6.5.2021, S. 25.
4 ABl. C 232 vom 16.6.2021, S. 54.
5 ABl. C 167 vom 11.5.2023, S. 18.
6 Angenommene Texte, P9_TA(2024)0030.
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„Europäischer Aktionsplan für Demokratie“ (COM(2020)0790),

– unter Hinweis auf die Mitteilung der Kommission vom 12. Dezember 2023 über die 
Verteidigung der Demokratie (COM(2023)0630) und die darin enthaltenen Vorschläge 
für das Paket zur Verteidigung der Demokratie,

– unter Hinweis auf den zweiten Bericht des EAD vom 23. Januar 2024 über 
Informationsmanipulation und drohende Einflussnahme aus dem Ausland,

– unter Hinweis auf die laufende Ausarbeitung der Gesetzgebung zur Transparenz und 
Ausrichtung politischer Werbung;

– gestützt auf Artikel 132 Absatz 2 seiner Geschäftsordnung,

A. in der Erwägung, dass Russland unter Präsident Putin zu einem totalitären Staat ohne 
Opposition und ohne funktionierendes Justizsystem geworden ist; in der Erwägung, 
dass Putin versucht, dieses System weltweit zu verbreiten, da Demokratie und freie und 
offene Gesellschaften eine Bedrohung für seine Herrschaft und das von ihm in Russland 
installierte korrupte System verkörpern;

B. in der Erwägung, dass Russland seine Ziele mit allen verfügbaren Mitteln der hybriden 
Kriegsführung zu erreichen sucht; in der Erwägung, dass nach dem Beginn des 
unprovozierten Angriffskriegs Russlands gegen die Ukraine die Intensität der 
Informationsmanipulation aus dem Ausland als Mittel zur Rechtfertigung des Krieges 
und zur Spaltung demokratischer Gesellschaften zugenommen hat;

C. in der Erwägung, dass die systematische Geschichtsfälschung seit Jahrzehnten Teil der 
Informationskriegsführung Russlands ist;

D. in der Erwägung, dass Bürger, nichtstaatliche Organisationen und andere 
Organisationen der Zivilgesellschaft in ganz Europa ihre erhebliche Besorgnis über von 
Russland betriebene Fälle von Einflussnahme aus dem Ausland auf die demokratischen 
Prozesse der EU zum Ausdruck gebracht haben;

E. in der Erwägung, dass ein internationales Team investigativer Journalisten berichtet hat, 
dass das langjährige lettische MdEP Tatjana Ždanoka seit mehr als einem Jahrzehnt als 
Einflussagentin der Nachrichtendienste Russlands tätig ist; in der Erwägung, dass das 
Europäische Parlament als Reaktion auf diese Berichte interne Ermittlungen gegen 
Tatjana Ždanoka eingeleitet hat;

F. in der Erwägung, dass Tatjana Ždanoka während ihrer gesamten Zeit als MdEP bestens 
bekannt für ihre prorussische Haltung und die konsequente Verbreitung von gegen 
Lettland und die EU gerichteten Narrativen ist, auch während ihrer Mitgliedschaft in der 
Fraktion der Grünen, die erst Anfang 2022 endete;

G. in der Erwägung, dass Tatjana Ždanoka in den von Russland besetzten Gebieten der 
Ukraine zu Gast war und vor 2022 mehrmals nach Moskau gereist ist und an 
Fernsehsendungen teilgenommen hat, in denen kremlfreundliche Propaganda verbreitet 
wird; in der Erwägung, dass sie zusammen mit beispielsweise den irischen MdEP Clare 
Daly und Mick Wallace von der Fraktion The Left öffentliche Veranstaltungen zur 
Unterstützung von Algirdas Paleckis, einem Staatsbürger Litauens, der wegen Spionage 
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für Russland verurteilt wurde, organisiert hat;

H. in der Erwägung, dass Tatjana Ždanoka Verwaltungsvertreter der unrechtmäßig 
annektierten Gebiete Donezk und Luhansk in das Europäische Parlament eingeladen 
hat;

I. in der Erwägung, dass die Aktivitäten von Tatjana Ždanoka konsequent von vom Kreml 
finanzierten Vorfeldgruppen wie der Stiftung Russki Mir gefördert wurden;

J. in der Erwägung, dass es trotz der belastbaren Zweifel in Bezug auf die Person Tatjana 
Ždanoka mittels der geltenden Vorschriften des Europäischen Parlaments nicht 
gelungen ist, diesen außerordentlichen Fall von Einflussnahme aus dem Ausland zu 
verhindern;

K. in der Erwägung, dass schon seit längerer Zeit in glaubwürdigen Zeitungsberichten 
deutlich darauf hingewiesen wurde, es gebe Kontakte zwischen Sezessionisten in 
Katalonien und dem Kreml; in der Erwägung, dass in Artikeln nachgewiesen wurde, 
dass der ehemalige russische Diplomat Nikolai Sadownikow am Vorabend des 
rechtswidrigen Referendums in Katalonien im Oktober 2017 mit dem ehemaligen 
Separatistenführer und jetzigen MdEP Carles Puigdemont zusammengetroffen ist;

L. in der Erwägung, dass die beteiligten Journalisten aufgedeckt haben, dass 
Regierungsstellen der Autonomen Gemeinschaft Kataloniens Kontakte zu hochrangigen 
Amtsträgern im engeren Umfeld Putins unterhalten, um einer strategischen Allianz 
innerhalb der Europäischen Union Vorschub zu leisten; in der Erwägung, dass das Ziel 
dieses Austauschs darin bestanden hätte, Beziehungen mit politischer und 
wirtschaftlicher Einflussnahme herzustellen, wenn es Katalonien gelungen wäre, sich 
einseitig von Spanien unabhängig zu erklären;

M. in der Erwägung, dass das Untersuchungsgericht Nr. 1 in Barcelona, das für die 
Ermittlungen in dem Fall Voloh zuständig ist, deren Gegenstand unter anderem die 
Verbindungen des ehemaligen Präsidenten Kataloniens, Carles Puigdemont, und seines 
engeren Umfelds zu Russland sind, die Ermittlungen unlängst um sechs Monate 
verlängert hat;

N. in der Erwägung, dass der Kreml auch eine Reihe rechtsextremer Parteien in Europa 
finanziell und ideologisch unterstützt und unter anderem der Partei von Marine Le Pen 
im Jahr 2013 ein Darlehen in Höhe von 9,4 Mio. EUR gewährt hat; in der Erwägung, 
dass Marine Le Pen und die Mitglieder ihrer Partei seither ihre kremlfreundliche 
Haltung weiter gefestigt haben;

O. in der Erwägung, dass überdies auch Mitglieder der Fraktionen Identität und 
Demokratie (ID) und The Left sowie fraktionslose Mitglieder dafür bekannt sind, dass 
sie im Europäischen Parlament kremlfreundliche Propaganda verbreiten, beispielsweise 
extreme öffentliche Aufrufe zur Zerschlagung der EU, geäußert vom MdEP Miroslav 
Radačovský im Januar 2024, der auch von Quellen aus Russland für die Beobachtung 
der Parlamentswahl in Russland im Jahr 2021 bezahlt wurde;

P. in der Erwägung, dass all diese Beispiele von MdEP und europäischen Parteien, die für 
Putin arbeiten und kremlfreundliche Propaganda verbreiten, eklatante Fälle von 
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Einflussnahme aus dem Ausland sind und von den Behörden der Mitgliedstaaten und 
der EU insbesondere im Zusammenhang mit der anstehenden Wahl zum Europäischen 
Parlament mit größter Ernsthaftigkeit behandelt werden müssen;

Q. in der Erwägung, dass der Kreml in der gesamten EU ein umfangreiches 
Einflussagentennetz betreibt, das auf Wahlprozesse und die Politik in wichtigen 
strategischen Angelegenheiten wie der Energieinfrastruktur Einfluss genommen hat; in 
der Erwägung, dass diese Einflussagenten alle Bereiche des öffentlichen Lebens ins 
Visier genommen haben, insbesondere Kultur, das historische Gedenken, die Medien 
und Religionsgemeinschaften sowie Politiker und ihre Familien; in der Erwägung, dass 
durch zahlreiche Recherchearbeiten nachgewiesen werden konnte, dass wichtige aktive 
oder im Ruhestand befindliche europäische Akteure aus Politik und Öffentlichkeit 
Verbindungen zum Kreml pflegen;

R. in der Erwägung, dass das Auswärtige Amt der Bundesrepublik Deutschland auf der 
Plattform X eine groß angelegte Desinformationskampagne aufgedeckt hat, die von 
Russland orchestriert worden sein soll, um die öffentliche Meinung zu manipulieren;

S. in der Erwägung, dass renommierte deutsche Medien offengelegt haben, dass ein 
Mitarbeiter eines Mitglieds des Deutschen Bundestages, das der Partei Alternative für 
Deutschland (AfD) angehört, als Kontaktperson des Föderalen Sicherheitsdiensts 
Russlands identifiziert wurde;

T. in der Erwägung, dass Fälle gemeldet wurden, in denen MdEP unter Verwendung von 
Ressourcen des Europäischen Parlaments Aktivitäten Vorschub geleistet haben, die 
direkt oder indirekt mit Fällen von Einflussnahme aus dem Ausland zusammenhängen, 
beispielsweise im Dezember 2022, als der staatliche belarussische Propagandakanal 
STV Zugang zu den Räumlichkeiten des Europäischen Parlaments und der dort 
befindlichen Videoaufzeichnungsanlage VoxBox erlangte und infolgedessen mehrere 
MdEP die Räumlichkeiten des Europäischen Parlaments für die Erstellung 
kremlfreundlicher und EU-feindlicher Desinformationsinhalte genutzt haben;

1. ist vollkommen entrüstet und zutiefst besorgt über die anhaltenden Bemühungen 
Russlands, die Demokratie in der EU zu zersetzen; ist entsetzt über belastbare Berichte, 
die Aufschluss über die Bemühungen Russlands geben, Spaltungen zwischen den 
Unionsbürgern Vorschub zu leisten, indem MdEP als Einflussagenten angeworben 
werden, sowie über die Bemühungen Russlands, über europäische politische Parteien 
gezielt ein System von Abhängigkeiten zu schaffen, wobei diese Parteien dann als 
Sprachrohr für Kremlpropaganda fungieren;

2. verurteilt unmissverständlich die anhaltenden Bemühungen Russlands, die historische 
Erinnerung an die dunkelsten Zeiten Europas, wie den Terror des Nazi-Regimes, zu 
verfälschen und zu dem Zweck zu missbrauchen, seine derzeitige brutale, 
unrechtmäßige und unmenschliche Aggression und seine Expansionspolitik zu 
rechtfertigen, und verurteilt zudem die Versuche Russlands, falsche historische 
Narrative gezielt zu verbreiten, um Zweifel an der Souveränität anderer Nationen zu 
säen, indem unter anderem ihre innenpolitischen demokratischen Prozesse planvoll 
geschwächt werden;
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3. verurteilt aufs Schärfste und ist empört über die jüngsten Enthüllungen, dass das MdEP 
Tatjana Ždanoka als Einflussagentin der Nachrichtendienste Russlands tätig ist, und 
fordert die zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten und der EU nachdrücklich auf, 
umgehend Ermittlungen in diesem Fall durchzuführen, da Handlungsdruck gegeben ist, 
um jeglichen weiteren Schaden zu begrenzen;

4. weist auf weitere glaubwürdige Fälle von Mitgliedern hin, insbesondere von 
Mitgliedern der Fraktionen ID und The Left und fraktionslosen Mitgliedern, die 
wissentlich den Interessen Russlands dienen, was in ihren öffentlichen Redebeiträgen, 
den Protokollen zu ihrem Abstimmungsverhalten und den von ihnen organisierten 
Veranstaltungen zum Ausdruck kommt, und die verdeckte Aktivitäten betreiben; hebt 
hervor, dass durch die Aktivitäten dieser MdEP die Sicherheit und Glaubwürdigkeit der 
EU und die Resilienz ihrer Demokratie geschwächt werden;

5. ist äußerst besorgt darüber, dass die katalanischen Sezessionisten und die Regierung 
Russlands Beziehungen zueinander pflegen; stellt fest, dass die Einmischung Russlands 
in Katalonien Teil einer breiter angelegten Strategie Russlands ist, der Destabilisierung 
der EU im Innern und der Uneinigkeit der EU Vorschub zu leisten;

6. ist zutiefst besorgt über die massiven Desinformationskampagnen Russlands in 
Katalonien und über die intensiven Kontakte und die Zahl der Treffen zwischen den 
Agenten, die für die Einflussnahme Russlands auf die Unabhängigkeitsbewegung 
verantwortlich sind, und der Regionalregierung der Autonomen Gemeinschaft 
Katalonien;

7. fordert die zuständigen staatlichen Stellen Spaniens auf, ihre Ermittlungen in den 
mutmaßlichen Fällen von Einflussnahme Russlands, insbesondere in Verbindung mit 
sezessionistischen katalanischen Gruppen, fortzusetzen, zu intensivieren und rasch 
abzuschließen; missbilligt die Angriffe auf die Richter, die die Ermittlungen in den 
Fällen zu Aktivitäten im Zusammenhang mit Einflussnahme leiten;

8. verurteilt aufs Schärfste den jüngsten Vorfall in der Slowakei, bei dem der 
Auslandsnachrichtendienst Russlands in einem provozierenden Schritt während des 
Wahlkampfmoratoriums vor der Wahl eine Erklärung veröffentlicht hat, in der die 
Integrität des Wahlprozesses der Slowakischen Republik infrage gestellt wurde; ist 
besorgt über die sichtbare und unmittelbare Rolle der Diplomatie Russlands im 
öffentlichen und politischen Leben in der Slowakei seit der Parlamentswahl im 
September 2023;

9. verurteilt aufs Schärfste die vom Auswärtigen Amt der Bundesrepublik Deutschland 
aufgedeckte groß angelegte Desinformationskampagne, die von Russland auf der 
Plattform X orchestriert worden sein soll, um die öffentliche Meinung in Deutschland 
zu manipulieren;

10. verurteilt aufs Schärfste, dass ein Mitarbeiter eines Mitglieds des Deutschen 
Bundestages, das der Partei AfD angehört, als Kontaktperson des Föderalen Dienstes 
für Sicherheit der Russischen Föderation (FSB) tätig war, was eine beunruhigende 
Enthüllung renommierter deutscher Medien ist und erhebliche Besorgnis hinsichtlich 
einer möglichen Einflussnahme aus dem Ausland auf die politische Landschaft 
Deutschlands aufwirft;
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11. weist erneut darauf hin, dass Russland mit einer langfristigen Strategie der 
Einflussnahme aus dem Ausland versucht, die Demokratie in der EU zu schwächen und 
letztlich zu zerstören; weist auf die Bemühungen Putins hin, jede Form der Demokratie 
in Russland vollständig zu zerschlagen, und betont, dass diese Tatsache als Warnsignal 
zu verstehen ist, nicht naiv zu sein, was Putins langfristige Ziele anbelangt, und es 
deshalb gilt, mit außerordentlicher Ernsthaftigkeit gegen die Einmischungsversuche 
Russlands vorzugehen;

12. betont, dass die Einmischung Russlands in die demokratischen Prozesse der 
Mitgliedstaaten und der Organe, Einrichtungen und sonstigen Stellen der EU eine 
außerordentliche Bedrohung und Gefahr für die Grundprinzipien der Demokratie in der 
EU ist; hebt deshalb hervor, dass die Einflussnahme aus dem Ausland, wie Russland sie 
betreibt, einzigartig ist und sich von den Versuchen aller anderen Drittstaaten, sich in 
die demokratischen Prozesse Europas einzumischen, unterscheidet; bekräftigt seinen 
früheren Standpunkt, dass der außergewöhnliche Charakter der Einflussnahme aus dem 
Ausland durch Russland besondere Anstrengungen der Institutionen der Mitgliedstaaten 
und der Organe, Einrichtungen und sonstigen Stellen der EU – auch des Europäischen 
Parlaments – erfordert, um diese besondere Bedrohungslage zu erkennen, gegen diese 
Bedrohungen vorzugehen und sie zu beseitigen;

13. betont, dass Russland versucht, Einfluss auf die Gesellschaften in Europa auszuüben 
und den demokratischen Diskurs auszuhöhlen, indem es unter anderem 
Desinformationskampagnen mit dem Endziel vorantreibt, die Demokratien in Europa zu 
beschädigen und die europäische Lebensweise zu zerstören;

14. weist darauf hin, dass die Bemühungen Russlands, die demokratischen Prozesse in 
Europa zu schwächen, eng mit den Zielen Russlands im unrechtmäßigen und 
ungerechtfertigten Angriffskrieg Putins gegen die Ukraine verknüpft sind;

15. weist darauf hin, dass Russland angenommen hat, dass die Förderung des regionalen 
Sezessionismus und seine Einflussnahme über russländische Diasporagemeinschaften 
ein nützliches Instrument in seiner Strategie ist, der Destabilisierung der EU im Innern 
und der Uneinigkeit der EU Vorschub zu leisten, um die Gesellschaft der EU stärker zu 
polarisieren und das Vertrauen zwischen Bürgern und Staat zu zersetzen, indem unter 
anderem die demokratischen Prozesse der Zielländer geschwächt werden;

16. betont, dass im Zusammenhang mit der anstehenden Wahl zum Europäischen Parlament 
alle Behörden der Mitgliedstaaten und der EU ihre Anstrengungen zur Bekämpfung und 
Aufdeckung von Fällen von Einflussnahme aus dem Ausland verstärken müssen, um 
die vollständige Integrität dieser wichtigen Wahl sicherzustellen;

17. ist besorgt über Berichte, wonach nicht nur französische und irische MdEP, sondern 
auch Bedienstete aus Irland und Frankreich seit Jahren kremlfreundliche Propaganda im 
Europäischen Parlament verbreiten; besteht darauf, dass die zuständigen Stellen 
umgehend auf diese Berichte reagieren und dass dringend Maßnahmen ergriffen 
werden, um diesen gefährlichen Tätigkeiten ein Ende zu setzen;

18. stellt fest, dass Gesetze zur Bekämpfung von Korruption und kriminellem Verhalten 
von wesentlicher Bedeutung sind, aber durch Gesetze an sich kriminelle und unethische 
Handlungen einzelner Mitglieder nicht verhindert werden können; betont, dass alle 
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Fraktionen im Europäischen Parlament eine gewisse Verantwortung dafür tragen, die 
Handlungen ihrer Mitglieder zu überwachen, und weist daher alle Fraktionen nochmals 
darauf hin, dass sie rasch handeln müssen, wenn sie auf ein Verhalten aufmerksam 
gemacht werden, das Zweifel an der Integrität eines ihrer Mitglieder aufkommen lässt; 
fordert alle MdEP und alle Fraktionen auf, in diesem Zusammenhang uneingeschränkt 
mit den zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten und der EU zusammenzuarbeiten;

19. bekräftigt seine Entrüstung über die regelmäßigen Enthüllungen, dass Russland in 
großem Ausmaß Parteien, Politiker und Amtsträger in mehreren demokratischen 
Ländern in der Absicht finanziert, in deren innerstaatliche Prozesse einzugreifen und 
Einfluss darauf zu gewinnen;

20. verurteilt sämtliche Arten der Vereinnahmung von Eliten und das Verfahren der 
Kooptierung hochrangiger Beamter und ehemaliger Politiker aus der EU, unter anderem 
durch die Schaffung lukrativer Arbeitsplätze in Unternehmen, die Verbindungen zu 
Regierungen haben, die aktiv an gegen die EU gerichteten Handlungen der 
Einflussnahme mitwirken; bedauert, dass es an Instrumenten mangelt, um diese 
Praktiken zu unterbinden;

21. betont, dass es in allen Mitgliedstaaten verboten werden sollte, sich an offenen oder 
verdeckten Aktivitäten zu beteiligen, die von autoritären Staaten oder staatsnahen 
Akteuren aus dem Ausland finanziert werden und darauf abzielen, die Abläufe in der 
Politik der EU oder in der nationalen Politik zu beeinflussen; betont, dass 
gemeinnützige Organisationen und Dritte, die von Akteuren aus autoritären Staaten 
koordiniert und gegründet bzw. eingesetzt werden, um Wahlprozesse zu beeinflussen, 
Instrumente der Einflussnahme aus dem Ausland sind und daher eine Bedrohung für die 
Demokratie verkörpern;

22. betont, dass Russland ähnliche Anstrengungen unternommen hat, um Demokratien 
außerhalb der EU zu zersetzen, insbesondere im Vereinigten Königreich, in den USA 
und in zahlreichen Ländern Afrikas; weist darauf hin, dass weltweit Länder von diesen 
böswilligen und gefährlichen Anstrengungen stark in Mitleidenschaft gezogen wurden;

23. betont, dass demokratische Prozesse und freie und faire Wahlen das Kernstück der 
europäischen Identität sind und dass jeder Angriff auf diese Grundsätze daher äußerst 
schwerwiegend ist und von den jeweils zuständigen Behörden auch so eingestuft und 
behandelt werden sollte;

24. ist der festen Überzeugung, dass es sich das Europäische Parlament im Lichte der 
jüngsten Enthüllungen nicht leisten kann, hierauf verzögert zu reagieren; begrüßt daher, 
dass im Fall des MdEP Tatjana Ždanoka Ermittlungen eingeleitet wurden, und beharrt 
darauf, dass entschlossen und zügig Maßnahmen ergriffen werden;

25. fordert strengere Kontrollen im Hinblick auf die Organisation von Veranstaltungen, die 
Einladung externer Gäste ins Europäische Parlament und den Zugang zu seinen 
Kommunikationsplattformen;

26. fordert eine Überprüfung der Überprüfungsverfahren für alle Bediensteten des 
Europäischen Parlaments, einschließlich des Personals der Büros der MdEP, um eine 
Unterwanderung durch Agenten autoritärer Drittstaaten zu verhindern;
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27. ist der festen Überzeugung, dass seine Ressourcen wie die finanzielle Förderung von 
Veranstaltungen und Reisen, die Gewährung des Zugangs zu Videostudios und anderen 
Kommunikationsplattformen und die Finanzierung von Kommunikationsprojekten von 
Fraktionen oder Mitgliedern nicht dazu verwendet werden dürfen, die Werte der EU zu 
zersetzen oder feindselige Informationen autoritärer Regime zu verbreiten;

28. fordert, dass die Aktivitäten von MdEP, die mit der Einflussnahme Russlands und 
anderer autoritärer Regime in Verbindung stehen, mit allen verfügbaren Instrumenten 
eingeschränkt werden, indem beispielsweise Mitglieder, die unter dem Deckmantel 
ihrer parlamentarischen Tätigkeit subversive Aktivitäten durchführen, suspendiert 
werden;

29. ist der Ansicht, dass die nationalen Behörden ihre Anstrengungen zur Verhinderung von 
Einflussnahme aus dem Ausland verstärken und daher ihre gegenseitige 
Zusammenarbeit verbessern sollten; stellt fest, dass die Zentren für strategische 
Kommunikation überaus wichtig und speziell dafür ausgelegt sind, Agenten zu 
ermitteln und enttarnen, die an Aktivitäten mitwirken, die eine Bedrohung für 
demokratische Prozesse darstellen;

30. betont, dass dem investigativen Journalismus eine entscheidende Aufgabe dabei 
zukommt, Versuche von Einflussnahme aus dem Ausland und verdeckte Aktivitäten 
aufzudecken, wie im Fall des MdEP Tatjana Ždanoka, in dem ein internationales Team 
investigativer Journalisten die Zusammenarbeit dieser Person mit Nachrichtendiensten 
Russlands enthüllt hat; bekräftigt seine Forderung an die Organe, Einrichtungen und 
sonstigen Stellen der EU und die Mitgliedstaaten, für eine ausreichende und dauerhafte 
Finanzierung des investigativen Journalismus Sorge zu tragen;

31. beauftragt seine Präsidentin, diese Entschließung dem Rat und der Kommission sowie 
den Parlamenten der Mitgliedstaaten zu übermitteln.


